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ANTHONY SCARAMUCCI, geboren 1964 und promovierter Jurist, hat zunächst an der Wall Street Karriere gemacht, u.a. bei Goldman Sachs sowie als Hedgefondsmanager und Gründer der New Yorker Investmentfirma SkyBridge Capital. 2008 war er als Fundraiser für Barack Obama tätig, ab 2010 unterstützte er republikanische Kandidaten. In Donald Trumps erster Amtszeit war er kurzzeitig dessen Kommunikationsdirektor im Weißen Haus, bis ihn der Präsident nach zehn Tagen wieder entließ. Seitdem hat er sich immer wieder sehr kritisch zu dessen Politik geäußert, seit 2024 auch in seiner Rolle als Host und Politikerklärer des äußerst erfolgreichen Podcasts »The Rest is Politics: US«.

Über das Buch:

Was, zum Teufel, ist gerade in Washington los!? Anthony Scaramucci, einst Hedgefondsmanager, Fundraiser für Barack Obama, für zehn Tage Kommunikationsdirektor von Donald Trump und heute dessen schärfster Kritiker, beschreibt in diesem Buch, wie es zum Trump-Desaster gekommen ist. Wie katastrophale Fehlentscheidungen sowohl unter republikanischer als auch demokratischer Präsidentschaft die ökonomische Krise geschaffen haben, die den Wiederaufstieg von Trump überhaupt erst möglich machte. Und was geschehen muss, damit Trump in seiner zweiten Amtszeit die amerikanische Demokratie nicht endgültig zerstört. Der einzigartige Insiderreport des erfolgreichsten US-Politikerklärers, dessen Podcast »The Rest is Politics: US« Millionen Menschen erreicht – und ein Blick hinter die Kulissen jener Politik, die gerade die Welt in Atem hält.
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Einführung

Wo ich mich geirrt habe


November 1999: in den Höhen der New Yorker Finanzwelt



Ich bin ein 35-jähriger, aufgeblasener Master of the Universe in einem Trading-Room an der Wall Street, meine eigenen Aktien steigen schnell, mein Ego wächst noch schneller.



Auch im November 1999: Washington State Convention and Trade Center, Seattle



Die 3. Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation (World Trade Organization, 

WTO
) beginnt.


Mein Job in Manhattan ist es, Kapital so zu investieren, dass die Eigenkapitalrendite maximiert wird. Die Aufgabe der WTO in Seattle ist es, China in die Welthandelsorganisation aufzunehmen – 1999 hat sie 135 Mitgliedsländer –, wo Abkommen verhandelt werden, die den weltweiten Handel mit Waren ermöglichen. Ziel solcher Abkommen ist der gegenseitige Nutzen der Mitgliedstaaten, doch China hat bislang noch nie am WTO-Prozess teilgenommen und daher auch nie von den Vorteilen profitiert, die solche Handelsverträge mit sich bringen. Nach dem Zweiten Weltkrieg war das Land jahrzehntelang durch eine lange Phase kommunistischer Herrschaft, die alle Formen des liberalen Kapitalismus ablehnte, von der wohlhabenden freien Welt abgeschnitten. Jetzt will China dazugehören, will chinesische Waren in alle Welt exportieren, und die Vereinigten Staaten – der größte Käufermarkt der Welt – sind ein wichtiger Zielmarkt.
[1]

Zwar ist China inzwischen postkommunistisch, aber immer noch ein autoritärer Staat, in dem es keine freien Märkte gibt. Das Land beginnt gerade erst, sich allmählich von weitgehend per Dekret festgelegten Preisen zu lösen. Es hat etwa 700 Millionen Arbeitnehmer,
[2] Gewerkschaften gibt es nicht, und arbeitsrechtliche Vorschriften zum Schutz der Beschäftigten werden kaum beachtet. Vor zehn Jahren, im Juni 1989, hat Chinas Regierung die prodemokratischen Proteste auf dem Tian’anmen-Platz in Peking blutig niedergeschlagen.

Doch US-Präsident Bill Clinton, der voll und ganz auf die als »Globalisierung« bekannte Handels- und Wirtschaftsdoktrin setzt, hat bereits das Nordamerikanische Freihandelsabkommen (North American Free Trade Agreement, NAFTA) unterzeichnet und damit die Handelsbeziehungen und industriellen Verflechtungen der Vereinigten Staaten zu Mexiko und Kanada verändert. Auf der WTO-Konferenz in Seattle unterstützt Clinton Chinas Vorstoß.

Auch wenn Globalisten es vielleicht nicht genau so formulieren würden, liegt dieser Initiative die Idee zugrunde, China einen bevorzugten Zugang zu unseren Märkten zu gewähren. Die Grundüberlegung ist, dass wir mit dem Niedergang der Sowjetunion und dem Ende des Kalten Kriegs einen Zustand erreicht haben, den der US-Politikwissenschaftler Francis Fukuyama 
das »Ende der Geschichte« genannt hat.
[3] Nach dieser Denkschule ist der lange Widerstreit zwischen Autoritarismus und liberaler Demokratie endgültig vorüber.

Mit anderen Worten: Wir haben gewonnen. Kapitalismus und liberale Demokratie sind die Zukunft. Verführt durch die Vorzüge liberaler Märkte, wird ein autoritärer Staat wie China danach streben, weniger autoritär zu werden, eine geringere Bedrohung für uns darzustellen. Vielmehr wird China uns ähnlicher werden.

Zu diesem Zeitpunkt, Ende 1999, glauben die politischen und wirtschaftlichen Führungseliten der USA an diese Vorstellung vom »Ende der Geschichte«. Und ich auch.

Von meiner Warte hoch oben in der Wall Street aus beobachte ich mit Erstaunen – nein, eigentlich mit Verachtung –, wie sich vor dem Washington State Convention and Trade Center etwas Seltsames zusammenbraut. Die WTO-Konferenz hat viele Tausend Amerikaner nach Seattle gelockt, und am Veranstaltungsort formieren sich massive Proteste. Das Spektrum der Demonstranten reicht vom etablierten Gewerkschaftsführer mittleren Alters bis hin zum jungen Anarchisten aus der Post-Punk-Szene.

Sie wollen die Konferenz lahmlegen. Sie sind leidenschaftlich davon überzeugt, dass die dort forcierten neuen Regeln für den Welthandel unser Land mit chinesischer Billigware überschwemmen und viele amerikanische Arbeitnehmer um ihren Job bringen werden.

Die Proteste werden immer größer. Lauter. Angespannter. Chaotischer. Schließlich liefern sich Demonstranten und Polizisten Straßenschlachten. Die Vorgänge werden als Battle of Seattle, »Schlacht von Seattle«, in Erinnerung bleiben.

Was denke ich, während ich dort in meinem Büro sitze?


Diese Demonstranten begreifen es nicht.


Ich halte sie für naiv. Alarmistisch. Für mich geht es darum, Kapital so zu investieren, dass es die höchste Rendite abwirft – denn das tun Kapitalisten nun mal. Warum sollten Handelshemmnisse nicht beseitigt werden? Warum sollten Märkte nicht geöffnet werden, sodass Waren und Investitionskapital ungehindert über Grenzen hinweg um die Welt fließen können? Der Globalisierung gehört ganz offensichtlich die Zukunft.

Wie gesagt: Es ist 1999. Ich sehe die Welt im »Ende der Geschichte«-Modus: Für mich sind westliche Werte und freier Handel die einzig plausible Zukunft. Zu dieser Haltung passt, dass es auch beruflich sehr gut für mich läuft.

Mit anderen Worten: Ich bin selbstgefällig.

Arrogant.

Und auf dem Holzweg.

Heute sehe ich es anders – und deshalb musste ich dieses Buch schreiben.

Wir befinden uns in den USA in einer schrecklichen Krise. Die amerikanische Republik droht buchstäblich auseinandergerissen zu werden.

Wir haben unseren gesellschaftlichen Zusammenhalt verloren. Die Vereinigten Staaten sind ein großes Land, doch einst verband uns über sehr unterschiedliche Regionen hinweg ein Gefühl der Einheit. Doch wir haben es verloren, und die Wut über dieses gesellschaftliche Auseinanderbrechen hat uns anfällig gemacht – bis hin zu der realen Gefahr, unser Regierungssystem zu verlieren.

Ich übertreibe nicht. Wir befinden uns in einer echten Notlage. Die zweite Trump-Regierung hat sich vorgenommen, den Rechtsstaat – stabil, berechenbar, auf Präjudiz beruhend und seit Gründung der Vereinigten Staaten das Fundament einer republikanischen Regierungsform (im ursprünglichen Sinne) – durch ihre eigene Herrschaftsform zu ersetzen: eine Herrschaft der Willkür, des Eigennutzes und negativer Emotionen. Genau das nannten die Gründerväter der Vereinigten Staaten arbitrary government, eine eben »willkürliche Regierung«. Um das zu erreichen, wollen Trump 
und Co. sämtliche staatlichen Systeme demontieren – ja geradezu niederbrennen –, die vor fast 100 Jahren entstanden, tief in unserer Geschichte verwurzelt sind und das Land in die Lage versetzten, den Zweiten Weltkrieg zu gewinnen und eine Nachkriegsordnung zu fördern, die zwar nicht perfekt war, aber immer mehr einfachen US-Bürgern eine realistische Zukunftsperspektive und echten Wohlstand für sich und ihre Kinder eröffnete. Diese Zukunftsperspektive war als American Dream bekannt, der »Amerikanische Traum«. Er bescherte nicht nur den Vereinigten Staaten, sondern der gesamten westlichen Nachkriegswelt eine Ära beispielloser Stabilität und Prosperität.

Im vorliegenden Buch werde ich in diese Welt eintauchen und Ihnen vor Augen führen, wie sie funktionierte, als sie noch funktionierte. Und warum sie infolge parteiübergreifender politischer Entscheidungen, die sich über drei Jahrzehnte erstreckten, auf tragische Weise zugrunde ging. Und ich werde mich mit den Mechanismen beschäftigen, mit denen Trump 
und die Leute in seinem Umfeld diese Welt vollständig zerstören und die amerikanische Republik, wie wir sie kannten, abschaffen wollen. Zu diesem Zweck werde ich ein kaum bekanntes Konzept einführen: nämlich die Geschichte der Vereinigten Staaten unter dem Aspekt des Geldes beleuchten. Man könnte es als Money Point of View of History bezeichnen, eine »geldzentrierte Geschichtsbetrachtung«. Dieser Begriff mag sich seltsam anhören, aber wenn wir nicht akzeptieren, welche zentrale Bedeutung Geld und Handel für die Zukunftsperspektiven, ja sogar die Grundprinzipien der Vereinigten Staaten haben, können wir nicht verstehen, was die gesamte Geschichte dieses Landes – und eigentlich auch die aller anderen – geprägt hat, und vor allem nicht, was hier schiefgelaufen ist. In so gut wie jedem modernen Land gibt es politische und finanzielle Eliten: Gruppen, die Macht ausüben. Wann immer es den Vereinigten Staaten gut ging, war die politische Elite der breiten Bevölkerung rechenschaftspflichtig und schränkte die Macht der Finanzelite zugunsten des wirtschaftlichen Wohlergehens der Menschen ein. Dagegen will die Trump-Administration eine Willkürherrschaft ohne wirksame Einschränkung der Machtfülle des Präsidenten schaffen – eine Art »softe« Diktatur, eine »gelenkte Demokratie« nach dem Vorbild Recep Tayyip Erdoğans in der Türkei oder – vor seiner Abwahl – Viktor Orbáns in Ungarn. In solchen Ländern dient wirtschaftlicher Wohlstand nicht den einfachen Menschen, sondern einem kleinen Kreis loyaler Gefolgsleute, die sich um die große Figur an der Spitze scharen – meist irgendein Blender, wenn auch manch einer etwas subtiler auftritt als Trump. Das ganze Gerede des »Macht Amerika wieder groß«-Lagers, man wolle Korruption aufdecken, können wir vergessen – wir sind alle gegen Korruption. Die trumpistische Agenda besteht darin, Korruption zu zentralisieren und Geld in den Händen einer Elite zu konzentrieren, die sich nicht über herausragende Leistungen oder moralische Grundsätze definiert, sondern ausschließlich durch ihre Loyalität zu Trump. Die geldzentrierte Geschichtsbetrachtung hilft dabei, diese Ziele in einem realistischen Licht zu sehen.

Nicht, dass die Leute um Trump irgendwie Respekt vor ihm hätten. Sie halten ihn für einen Idioten. Für sie ist er lediglich ein Werkzeug, um so viel Macht zu erlangen, dass sie die Zukunftsperspektiven und Forderungen von Millionen und Abermillionen einfacher US-Bürger missachten können. Bisher gelingt ihnen das ausgezeichnet – und zwar dank eines Phänomens, das unsere Gründerväter sich nicht einmal in ihren kühnsten Träumen hätten ausmalen können: der völligen Kapitulation vor dem Präsidenten, die Trumps wissentliche Mitverschwörer in die Lage versetzt, ihn zu benutzen, um unsere Welt zu verändern. Menschen, denen Demokratie und dezentralisierte Macht zu mühsam und »chaotisch« sind, die Macht zentralisieren und alles »aufräumen« wollen, haben in Trump ihren Schlagstock gefunden – solange sie ihm weiter unablässig in den Hintern kriechen. Dass die Präsidentschaft eines Tages auf diese Weise missbraucht werden würde, hätte kaum jemand vorhersehen können.

Wenn sie nicht gestoppt werden, wird dieses Land schon bald nicht mehr wiederzuerkennen sein. Das meine ich mit »Notlage«.

Doch hier ist der Haken an der Sache: Die Geschichte, die ich in diesem Buch erzähle, dreht sich eigentlich nicht darum, Trump und seine vielen willigen Helfer zu verdammen. Er und sie kamen keineswegs aus dem Nichts – nicht im Geringsten.

In dieser Geschichte geht es vielmehr darum, was vor Trump geschah und den heute zu beobachtenden »Trumpismus« überhaupt erst möglich machte. Was hat uns in diese fatale Lage gebracht? Die Antwort auf diese Frage erfordert ebenfalls die geldzentrierte Geschichtsbetrachtung.

Ich kenne viele liberale Mitglieder der Demokratischen Partei, die davon ausgehen, dass Trump 
nur deshalb an die Macht kam, weil seine Wähler rassistisch, sexistisch, homophob und Ähnliches mehr seien. Ja, klar, solche Haltungen gibt es in diesem Land natürlich. Aber sie sind nicht der eigentliche Grund, warum wir uns in dieser Lage befinden.

Wenn wir unser Land aus dieser Notlage herausführen wollen, wenn wir die Voraussetzungen, die den American Dream überhaupt erst ermöglicht haben, wiederherstellen wollen, dann müssen wir uns klarmachen, was tatsächlich passiert ist – in der langen Geschichte unseres Landes, aber vor allem in den vergangenen 30 Jahren, als politische Entscheidungen, die von beiden Parteien unterstützt wurden, in Bereichen wie Außenhandel, Arbeitsmarkt und demokratischer Regierungsführung die grundsätzlichen Bedingungen schufen, aus denen Trump und die trumpistische Notlage erwachsen konnten. Sowohl Vertreter der Demokratischen als auch der Republikanischen Partei haben aktiv die Systeme geschwächt, auf denen unsere Wünsche und Hoffnungen schon immer beruhten. Nicht nur müssen Trump und seine Leute gestoppt werden – es muss eine katastrophale Entwicklung als Ganzes rückgängig gemacht werden.

Mit anderen Worten: In diesem Buch geht es nicht um rechts oder links; es geht um richtig oder falsch.

Im Jahr 1999 lag ich falsch. Die Demonstranten von Seattle hatten recht.

Und sie hatten nicht nur recht – sie waren prophetisch.

Die Geschichte war nicht zu Ende. Und sie wird niemals zu Ende sein. Wenn man überhaupt etwas aus der Geschichte lernen kann, dann dies: »Wir haben gewonnen!« ist eine ganz und gar relative Aussage, die von einer beliebigen Zahl temporärer Faktoren abhängt. In den 1990er- und den 2000er-Jahren hat unsere politische Führung eine Volksweisheit vergessen, die uns der legendäre Baseballspieler und Sprücheklopfer Yogi Berra, einer unserer uramerikanischen Philosophen, hinterlassen hat: »Es ist nicht zu Ende, bevor es zu Ende ist.«

Und die Geschichte ist, wie gesagt, niemals zu Ende.

Im Gegensatz zur politischen Führung beider Parteien hatten die Demonstranten von Seattle erkannt, was aus der neuen Politik des freien Handels entstehen würde, vor allem im Hinblick auf China. Sie hatten erkannt, wie sehr diese Politik den amerikanischen Arbeitnehmern schaden würde – ein Schaden, der letztlich auch unser gesamtes politisches System in Mitleidenschaft zog.

Und dennoch lagen die Befürworter der Globalisierung nicht völlig falsch. Hier ist ein gewisses Maß an Relativierung geboten.

Meiner Meinung nach liegt es im Interesse der Vereinigten Staaten, eine internationalistische Politik zu verfolgen. Isolationismus war schon immer wachstumsfeindlich und wird es auch immer bleiben, was letztlich den meisten unserer Bürger schadet. Selbst wenn wir völlig autark wirtschaften könnten – was wir nicht können –, würden wir damit nicht die dynamische und vitale amerikanische Wirtschaft und Kultur fördern, die uns zu dem gemacht hat, was wir heute sind.

Also ja: Wir müssen globalistisch denken. Die Globalisierung hat weltweit Milliarden Menschen aus der Armut befreit, den Lebensstandard gehoben und die Gesundheitsversorgung verbessert.

Das Problem ist, dass die Globalisten einen Kardinalfehler machten. Und der ist denkbar einfach: Sie hörten auf, sich um die amerikanischen Arbeitnehmer zu kümmern.

Dieser gewaltige und zugleich simple Fehler löste eine Kette von Katastrophen aus, die nach und nach zu der nationalen Krise führten, in der wir uns heute befinden. In dieser Entwicklung liegt ein historisches, kulturelles und politisches Drama, das wir in diesem Buch nachvollziehen werden. Doch letztlich glaube ich, dass man das, was sich heute abspielt, nicht einmal annähernd verstehen kann, wenn man sich nicht Folgendes vor Augen führt: Nach 1999 ging es immer weiter bergab. Der folgenschwere Fehler der Globalisten eröffnete konservativen Medien und Leuten wie Donald Trump und seinem früheren Chefstrategen, dem Politberater und Publizisten Steve Bannon, die Chance, sich selbst zur Marke zu machen – und das können sie besser als die Globalisten. Aus deren fatalem Fehler, sich vom amerikanischen Arbeitnehmer abzuwenden, formten sie eine nationalistische »America First«-Bewegung.

Doch die Entscheidung der WTO, China – zu für das Land sehr günstigen Bedingungen – aufzunehmen, war nur die erste der »Drei Katastrophalen Entscheidungen«, wie ich sie nenne. Sie alle haben mit Geld zu tun, und zusammen türmten sie sich zu einer gewaltigeren Flutwelle auf, die zu der unmittelbaren Bedrohung unserer Republik führte, die wir heute erleben.



	
Bevorzugung Chinas. Präsident Clinton 
unterstützt die WTO darin, China spezielle Privilegien im Handel einzuräumen – zum tiefgreifenden, rasch eintretenden und dauerhaften Schaden der amerikanischen Arbeitnehmer.

	
Krieg führen ohne Steuern. Präsident George W. Bush 
marschiert in den Irak ein und senkt zugleich die Steuern. Dadurch wälzt er die Kosten eines fehlgeleiteten, mehrere Billionen Dollar schweren Versuches, den gesamten Nahen Osten zu transformieren, auf die einfachen US-Bürger ab – und nimmt ihnen zugleich jede Reserve, die noch zwischen ihnen und dem finanziellen Ruin liegt.

	
Bail-out für die Wall Street. Präsident Obama 
rettet die Banken und die Wall Street, die vor allem infolge der Finanzpolitik Clintons und Bushs ins Wanken geraten waren, während Millionen einfacher US-Bürger ihre Häuser und ihre wirtschaftliche Existenz verlieren.



Sie sehen also: Wenn ich von »parteiübergreifend« oder »zwei Parteien« spreche, dann meine ich es auch so. Die Drei Katastrophalen Entscheidungen, die von den beiden großen Parteien angerichtet wurden, führten direkt in die Lage, in der wir uns heute befinden – nicht zwangsläufig, denn in der Geschichte ist nichts zwangsläufig, aber auf direktem Wege. Die Folgen:


	die Übernahme der Republikanischen Partei im Jahr 2016 durch Trump und sein Gefolge

	die heutige Schwäche und Heuchelei der Demokratischen Partei

	Trumps Wiederwahl im Jahr 2024

	der Feldzug der zweiten Trump-Administration gegen den Rechtsstaat und die Systeme, die eigentlich dafür gedacht sind, die Zukunftshoffnungen einfacher US-Bürger zu fördern



Der letzte Punkt bedeutet, dass die Zukunft unseres Landes auf dem Spiel steht. Darum habe ich dieses Buch geschrieben.

Aus dieser Notlage werden wir nur dann herausfinden, wenn wir erkennen, wie wir überhaupt erst hineingeraten sind. Trump 
persönlich ist nicht annähernd so wichtig, wie er gern wäre – er ist die Folge von schlechten Entscheidungen anderer.

Der American Dream ist das Ideal, mit dem ich aufgewachsen bin. Er war auch mein Traum.

Das heißt, dass ich dieses Land erlebt habe, als es noch funktionierte – es trug dazu bei, mich zu dem zu machen, der ich bin. Und dank der Freiheit und der sozialen Mobilität, die mir und vielen anderen durch die nach dem Zweiten Weltkrieg aufgebauten gesellschaftlichen Systeme ermöglicht wurden, habe ich vieles gesehen, womit ich nie gerechnet hätte. Als junger Mann arbeitete ich als Hilfsarbeiter am Kiesverladekai von Port Washington auf Long Island, um mein Jurastudium zu finanzieren; heute sitze ich beim Weltwirtschaftsforum im Schweizer Davos mit führenden Ökonomen und Politikern aus aller Welt zusammen. Das ist ein enormer Aufstieg, und ich glaube, dass ich dadurch eine Perspektive gewonnen habe, die man nicht alle Tage zu lesen oder hören bekommt.

Ich habe gesehen, dass es auf Long Island Trockenbauer gibt, die klüger sind als manche Leute, die führende Positionen in der internationalen Finanzwelt und Politik innehaben. Ich kann Ihnen sagen, dass einige brillante Köpfe auf diesen Gebieten sowohl von den Demokraten als auch von den Republikanern total ignoriert wurden. Ich habe erlebt, dass sehr kluge Menschen sehr, sehr dumme Entscheidungen treffen können. Ich hatte Positionen in diversen Aufsichtsräten und Chefetagen inne, saß im Lagebesprechungsraum des Weißen Hauses. Ich gehörte zu Trumps innerstem Kreis. Ich habe gegen Kräfte in beiden Parteien gekämpft, die dieses Land zugrunde richten; mich mit Menschen angefreundet, die darum ringen, sich ihre Unabhängigkeit und Integrität zu bewahren. Ich habe die Finanzmärkte, Politik, Staatsführung und Geschichte studiert; vieles falsch und manches richtig gemacht; aus eigener Anschauung gelernt und durch Nachdenken erkannt, wie wir in diese Krise geraten sind – und wie wir sie hoffentlich überwinden können.

Die Drei Katastrophalen Entscheidungen haben bei den Menschen so viel Frustration und Wut hervorgerufen, dass sie inzwischen gewillt sind, das ganze System niederzureißen. Wir haben das Steuerrecht so verzerrt, dass es die Reichen auf jede nur erdenkliche Weise begünstigt. Die Agenda der Legislative ist sozialistisch – und zwar für Konzerne, mit Subventionen für die Energie-, Agrar- und Pharmaindustrien. Die gewählten Volksvertreter müssen nicht mehr auf die Bürger hören, weil die Unsitte des Gerrymandering, des parteipolitisch motivierten willkürlichen Zuschnitts von Wahlkreisen, ihnen ihre Wiederwahl praktisch unabhängig vom Wählerwillen garantiert. Mächtige Großspender treiben das ganze System mit ihren gigantischen Wahlkampfspenden an – und der Oberste Gerichtshof der USA sagt, die Menschen könnten nichts dagegen tun.

Einerseits gehöre ich zur überparteilichen Elite, dem Bipartisan Duopoly – einer Gruppe, die sich nur allzu oft weigert, die Folgen ihrer eigenen katastrophalen Entscheidungen zu sehen. Andererseits stamme ich von Menschen ab, die wissen, dass sie einst etwas Gutes hatten und heute Tag für Tag – um es ganz klar zu sagen – nach Strich und Faden verarscht werden. Also habe ich dieses Buch geschrieben. Es erzählt nicht nur eine Geschichte, sondern ist auch ein Appell, aktiv zu werden. Wenn wir überhaupt noch Hoffnung haben wollen – und ich habe Hoffnung –, dann müssen wir das Bipartisan Duopoly zu Fall bringen: die Republikanische Partei zerschlagen, die abgesehen von Trump kaum noch als eigenständige Partei existiert, und die Demokratische Partei entweder von Grund auf umkrempeln oder einen Weg finden, sie zu ersetzen.

Der American Dream war, wie gesagt, auch mein Traum. Wir alle haben ein Recht auf diesen Traum und die Hoffnungen, die er in uns entfacht. Wie wir sehen werden, lag sein eigentliches Versprechen letztlich darin, eine bessere Welt für alle Menschen zu schaffen – nicht nur für uns Amerikaner. Wo auch immer Sie leben und politisch stehen mögen: Ich hoffe, dass Sie mich anhören wollen und vielleicht den Ruf vernehmen.







Teil 1

Wie das Land funktionierte – als es noch funktionierte







1 
Worum es in den Vereinigten Staaten schon immer ging: Geld

Diese Kapitelüberschrift mag plump klingen – vielleicht sogar zynisch. Aber das ist sie nicht.

In diesem Land dreht sich alles ums Geld, und je schneller man das akzeptiert, desto leichter kann man verstehen, wie die Vereinigten Staaten funktionieren und wie man sich hier zurechtfindet. Vielleicht kann man sogar alle Länder auf diese Weise betrachten. In den Vereinigten Staaten gingen Geld, Handel und Wirtschaft stets mit Zukunftsträumen, Idealen und Ideen Hand in Hand – und das schon, bevor sie zu den Vereinigten Staaten wurden.

Ich meine die höchsten Werte – abstrakte Begriffe, die uns Amerikanern etwas bedeuten. Freiheit. Idealismus. Das Streben nach einem besseren Leben, Unabhängigkeit, Selbstbestimmung.

Viele der frühen Siedler unseres Landes würden mir zustimmen, wenn ich Geld und hohe Ideale miteinander verknüpfe. Wohlhabende Gründerväter ebenso wie einfache Farmer und Handwerker wollten wirtschaftliche Selbstbestimmung. Und das galt auch für die Menschen späterer Einwanderungswellen, etwa meine Großeltern und Urgroßeltern, die herkamen, weil sie hofften, ihr Leben wirtschaftlich zu verbessern. Betrachtet man den Aufstieg der Vereinigten Staaten aus dieser Perspektive – der besagten geldzentrierten Geschichtsbetrachtung –, wird klar, warum die Dinge für viele einfache Amerikaner bis vor gar nicht allzu langer Zeit mehr oder weniger gut liefen. Und es wird ebenso klar, warum und wie diese Systeme aufhörten zu funktionieren und warum und wie sie von der jetzigen Regierung demontiert werden.

Falls Sie beunruhigt sind und wissen wollen, was schiefgegangen ist und wie wir gemeinsam vorankommen können, brauchen Sie einen klaren Blick auf die Geschichte des Geldes in unserem Land. In vielerlei Hinsicht sind die monetäre Geschichte und die Geschichte unseres Landes ein und dieselbe.

Amerikas Gründer = Amerikas Investoren

In der Schule haben viele von uns einiges darüber gelernt, warum vor langer Zeit Europäer das gewaltige Risiko auf sich nahmen, auf Segelschiffen Stürmen und tückischen Strömungen zu trotzen und den Atlantik zu überqueren, um sich an der unerforschten Küste eines ihnen völlig unbekannten Kontinents niederzulassen – der darüber hinaus schon von Menschen besiedelt war, die über unerwartete Neuankömmlinge nicht immer begeistert waren. Obwohl viele Auswanderer bereits unterwegs gestorben waren und manche ihre Familien nie wiedersahen, waren sie bereit gewesen, die Reise zu wagen – ja, sie hatten geradezu darauf gebrannt.

Ihre Begeisterung galt der Freiheit, die sie auf dem neuen Kontinent zu finden hofften. Für manche bedeutete das Religionsfreiheit. In den 1630er-Jahren gründeten englische Puritaner die Massachusetts Bay Colony und englische Katholiken in Gestalt der ersten beiden Barone Baltimore die Kolonie Maryland; in den 1680er-Jahren gründeten ebenfalls aus England stammende Quäker unter Führung William Penns die Kolonie Pennsylvania. Einige der Kolonien gingen zeitweise ziemlich gewaltsam gegen religiöse Überzeugungen vor, die in anderen Kolonien gelebt wurden. Massachusetts verfolgte anfangs die Quäker. Manche religiösen Hardliner der Niederländisch-reformierten Kirche in Neu-Amsterdam (dem künftigen New York) hassten Quäker und Lutheraner ebenso sehr wie Juden.
[1] Ein zentrales Thema dieses Buches ist, dass Geschichte nicht immer geradlinig verläuft – Geschichte ist holprig.

Ein weiteres Thema: Amerika ist ein einziges Chaos – und genau das ist ein Teil unserer Stärke.

Das Interessante an den gegenseitigen religiösen Verfolgungen in den Kolonien ist, dass die Lage sich mit der Zeit beruhigte – bis schließlich viel später das First Amendment, der Erste Verfassungszusatz, dem Kongress untersagte, eine Staatskirche zu gründen oder sich in die »freie Religionsausübung« eines Menschen einzumischen. Noch wichtiger ist jedoch, dass sowohl die religiös geprägten Kolonien als auch jene, die aus anderen Motiven gegründet wurden, schlicht und einfach geschäftliche Unternehmungen waren.

Einige wurden von Handelsgesellschaften gegründet. Zwei der bekanntesten waren die Massachusetts Bay Company und die Plymouth Company, die Puritaner und Pilgerväter nach Massachusetts brachten und dort ansiedelten. Weitere Beispiele waren die Dutch West India Company (New York und New Jersey), die New Sweden Company (Delaware) und die London Company (Virginia).

Der einzige Grund, in solche Unternehmungen zu investieren, bestand darin, Geld zu verdienen.

Das heißt keineswegs, dass es immer geklappt hätte. Als die London Company die Siedler schickte, die schließlich unter Captain John Smith 
im Jahr 1607 Jamestown (Virginia) gründeten, hofften die Investoren auf riesige Gold- und Silbervorkommen sowie auf schnelle und leicht passierbare Seewege nach Fernost, um dort an asiatische Seide und Gewürze zu kommen. Manche der Siedler glaubten tatsächlich, in der Wildnis Virginias würden buchstäblich Edelsteine auf den Bäumen wachsen.
[2]

An der gesamten Atlantikküste gab es weder Gold noch Silber, und niemand hatte auch nur die geringste Ahnung, wo der Ferne Osten überhaupt lag. In Virginia zu investieren, war eine äußerst riskante, ja geradezu tollkühne Zockerei mit dem Geld der Investoren. Schaut man sich Landkarten aus der damaligen Zeit an – es ist so lange her, dass Shakespeare noch lebte –, dann erkennt man schnell, dass die »Neue Welt«, wie sie damals genannt wurde, nichts weiter als ein totales Fantasiegebilde war.

Was wäre, wenn?

Aber so kann Unternehmergeist eben sein. Unternehmer sagen: »Was wäre, wenn?« – und dann probieren sie es aus.

Jene frühen Investoren und Abenteurer – die europäischen Monarchen, Geldgeber und wohlhabenden Kaufleute, die Anführer wie John Smith 
und die Siedler selbst – waren von Möglichkeiten beflügelt, manchmal auch von Unmöglichkeiten. Hätten sie nicht von diesem Land geträumt, würde es heute nicht existieren. Spätere Generationen von Amerikanern haben diesen Geist geerbt und weiterentwickelt. Es ist der Geist von Kreativität, Freiheit und Hoffnung auf die Zukunft.

Und zu einem großen Teil ging es dabei immer um Geld.

Diese Vorstellung galt natürlich nicht für die versklavten Afrikaner, die ab 1619 hierher verschleppt wurden. Es bleibt eine erschütternde Tatsache, dass Europäer, die vor allem nach Freiheit und wirtschaftlichen Chancen strebten, rund 250 Jahre lang Sklaven hielten – und dass es erst eines Bürgerkriegs bedurfte, des Sezessionskriegs (1861 – 1865), um dem ein Ende zu setzen. Und obwohl die frühen amerikanischen Kolonisten intensiv mit indigenen Völkern Handel trieben, hatten die meisten kaum Respekt für deren wirtschaftliche Gepflogenheiten; im Laufe der Zeit konzentrierten sich die Amerikaner immer stärker darauf, sich Ressourcen der indigenen Völker anzueignen. Doch eines sollte klar sein: Jeder, der auch nur ein Mindestmaß an Freiheit besaß – einschließlich freier Schwarzer und ehemals vertraglich gebundener Schuldknechte, die ihre Knechtschaft ausgestanden hatten –, war immer darauf aus, seine wirtschaftliche Lage zu verbessern. Wirtschaftliche Aktivitäten und Freiheit gingen Hand in Hand. Obwohl das anfangs noch eher ein Ideal als gelebte Wirklichkeit war, so war es doch eine gute Idee.

Aus Sicht vieler Denker und Macher jener Zeit war die befreiendste Form wirtschaftlicher Aktivität das, was wir auch heute noch »Handel« nennen. Genau darum ging es bei den Protesten vor der WTO-Konferenz im Jahr 1999, die ich in der Einführung erwähnt habe. Über Handel streiten wir uns, seit es dieses Land gibt.

Die Amerikanische Revolution: Ein Krieg um Handel

Die Kolonien wurden von mächtigen monopolistischen Gesellschaften gegründet – Unternehmen, die ohne Konkurrenz operierten. Ohne Monopole wären die Kolonien nie entstanden, doch genau dieser Umstand führte zu wachsenden Spannungen zwischen den beiden miteinander verwobenen Bestrebungen der amerikanischen Kolonisten: Freiheit und wirtschaftlicher Gewinn.

Der gesamte imperiale Handel des 17. und 18. Jahrhunderts war monopolistisch organisiert. Das British Empire wickelte seine lukrativsten wirtschaftlichen Aktivitäten auf der Grundlage von royal charters ab, königlichen Konzessionen. Das bedeutet, dass große Unternehmen Urkunden erhielten, die besagten, dass die Krone ihnen erlaubte, ein bestimmtes Geschäft zu betreiben – und zugleich allen anderen untersagte, in diesem Bereich tätig zu werden. Die British West Indies Company war das einzige Unternehmen, das Zucker aus der Karibik verschiffen durfte. Ein Konsortium aus Liverpool war das einzige britische Unternehmen, das versklavte Afrikaner über die berüchtigte Middle Passage von Afrika nach Amerika transportieren durfte. Die Bank of England hatte ein Monopol auf das Bankwesen, die Familie Penn ein Monopol auf Pennsylvania, die London Company ein Monopol auf Virginia.

Eine Zeit lang konnten sich die Unternehmer in den amerikanischen Kolonien mit diesem System mehr oder weniger arrangieren. In der Anfangsphase seines Lebenszyklus kann ein Monopol tatsächlich Vorteile bringen. Man braucht eine gewisse Größe. Die Briten hätten nicht Dutzenden kleiner Unternehmen erlauben können, in Indien Krieg zu führen und zu versuchen, den Teemarkt zu kontrollieren – diese Aktivitäten mussten gebündelt werden. Im Industriezeitalter erhielt nur der Telekommunikationskonzern AT&T das Recht, in den Vereinigten Staaten Telefondienste anzubieten; im Rahmen dieses Monopols baute das Unternehmen ein riesiges Kupferleitungsnetz auf. Im Internetzeitalter ermöglichte auch die seinerzeit von AT&T geschaffene Infrastruktur, dass Facebook, Amazon und andere ebenfalls zu monopolartiger Größe heranwachsen konnten.

Wenn aber ein Monopol zu mächtig wird, kommt es zu Preisfestsetzungen, zur Verdrängung von Wettbewerbern und zu nachlassender Innovation. Schon im 18. Jahrhundert wandten sich die amerikanischen Kolonisten gegen monopolistische Geschäftspraktiken und – was entscheidend ist – gegen deren Verflechtung mit der Macht der Regierung. Großbritannien erlegte dem Handel zahlreiche Beschränkungen auf. Amerikanische Händler sollten Rohstoffe größtenteils nur nach Großbritannien exportieren, nicht in die nahe gelegenen französischen oder spanischen Kolonien oder in andere europäische Länder. Und umgekehrt sollten sie nur britische Waren importieren, nicht aber solche aus anderen Kolonien. Das Parlament in London belegte Importe aus nicht britischen Gebieten in die Kolonien mit Zöllen, um den Handel im gesamten Empire in ein Gleichgewicht zu bringen und die heimische Wirtschaft zu schützen. Das versteht man unter Zöllen – Steuern auf Importe. Das gesamte System wird von Ökonomen und Historikern als »Merkantilismus« bezeichnet: eine Wirtschaftsordnung, die darauf abzielt, den Reichtum eines Imperiums zu mehren und zu stabilisieren, indem staatliche Macht genutzt wird, um Märkte für die Produkte dieses Imperiums zu schaffen und zu regulieren, Exporte zu maximieren und Importe zu minimieren.

Eine Zeit lang war das System ziemlich stabil, und zwar unter anderem, weil die britische Regierung kein allzu großes Interesse an ihren atlantischen Kolonien hatte. Wie gesagt: Gold und Silber wurden dort nicht gefunden. Die amerikanischen Exporte nach England bestanden aus Pelzen, Holz, Reis und Tabak – vor allem Tabak –, doch die Krone hatte im Fernen Osten Wichtigeres zu tun, sodass ihre Amerikapolitik lange Zeit das war, was Historiker als benign neglect bezeichnen, »wohlwollende Vernachlässigung«.
[3] Viele Händler – wie etwa die bekannte Familie Hancock aus Boston – schmuggelten Waren ins Land und wieder hinaus und ignorierten die Zölle weitgehend straffrei.

Nach dem Ende des Siebenjährigen Kriegs 1763 änderte sich das alles. Dessen Kosten – insbesondere für die Verteidigung der atlantischen Besitzungen Großbritanniens gegen indigene Völker und die Franzosen – veranlassten das britische Parlament, für amerikanische Geschäftsaktivitäten neue Zölle, Vorschriften und andere Beschränkungen einzuführen, die Einnahmen generierten. Viele Amerikaner haben in der Schule von diesen vom Parlament verabschiedeten Gesetzen gehört, die fast 15 Jahre lang zunehmende Spannungen zwischen Großbritannien und den atlantischen Kolonien auslösten. Mit dem berüchtigten Stamp Act von 1765, dem Stempelgesetz, wurden die amerikanischen Kolonisten gezwungen, für alle juristischen Dokumente, Zeitungen und andere Papierwaren eine Abgabe in Form einer Stempelmarke zu entrichten; die Einnahmen flossen an die britische Regierung, die damit einen Teil der Kosten der in den Kolonien stationierten Truppen finanzierte. Das Gesetz führte zur Gründung der Sons of Liberty, einer Gruppe junger und leidenschaftlicher nordamerikanischer Patrioten, die sich gegen die Durchsetzung des Stempelgesetzes zur Wehr setzten, sowie zu weitverbreiteten, teils gewaltsamen Protesten.

Der infame Tea Act von 1773 gewährte der mit königlicher Konzession ausgestatteten East India Company eine Steuererleichterung in England und ein Monopol auf den Transport von Tee – schon damals ein alltägliches Konsumgut – in die amerikanischen Kolonien, wodurch sie Schmuggler preislich unterbieten konnte. Das zwang die Kolonisten, eine zusätzliche Teesteuer zu zahlen, die sie als schikanös und ungerechtfertigt empfanden. Ihre Antwort war die Boston Tea Party, bei der eine bunt zusammengewürfelte Menge aus wohlhabenden und einfachen Kolonisten einige Hundert Kisten mit Tee von einem britischen Handelsschiff in den Hafen von Boston warf. Die Aktion ähnelte den Protesten in Seattle 1999, die ich in der Einführung erwähnt habe: ein Protest gegen unfaire Praktiken im internationalen Handel. Und wie wir in späteren Kapiteln noch sehen werden, erwies sich die Bildsprache der Boston Tea Party als erstaunlich langlebig.

Der Quebec Act von 1774 ist weniger bekannt, aber ebenso wichtig, denn er erzürnte wohlhabende und einflussreiche Persönlichkeiten wie George Washington. Dieses Gesetz erweiterte unter anderem die Südgrenzen der britischen Kolonie Quebec um das Gebiet zwischen Ohio und Mississippi. Zugleich bekräftigte es die Königliche Proklamation von 1763, mit der die Briten versprochen hatten, die Gebiete westlich der Appalachen für indigene Völker zu reservieren, wodurch sie Spekulationen mit amerikanischem Grund und Boden für illegal erklärten. Aber auch das war eine Form von Handel, und viele Amerikaner – darunter der junge Thomas Jefferson – sahen in der Erschließung und Nutzung neuen Landes ein natürliches Recht, das bis auf die angelsächsische Einwanderung nach England zurückging. Als Jefferson 1776 das Recht auf the pursuit of happiness, »das Streben nach Glück«, in die amerikanische Unabhängigkeitserklärung aufnahm, meinte er damit unter anderem die Freiheit, noch nicht besiedeltes Land zu erwerben und zu verkaufen. Die Briten schränkten dieses Recht ein.
[4]

Die Amerikanische Unabhängigkeit aus Sicht der geldzentrierten Geschichtsbetrachtung

Die oben stehende Bemerkung über Jefferson war vermutlich kein großer Vorgriff auf die weitere Entwicklung: Im Jahr 1776 erklärte Amerika seine Unabhängigkeit.

Und illustriert dieser Schritt nicht am überzeugendsten, wie das Streben nach Geld und uneingeschränktem Handel mit dem Streben nach Freiheit und hohen Idealen zusammenhing und gemeinsam zur Entstehung unseres Landes beitrug? Letztlich war es der Konflikt um Handel – also um Geld –, der die amerikanischen Kolonien so weit brachte, für ihre Freiheit einen Krieg zu führen.

Der berühmte Auslöser war ein Konflikt um Geld und Handel: Besteuerung ohne parlamentarische Vertretung. Als eine der ältesten britischen Institutionen, die staatliche Legitimität sicherstellen sollten, hatte die parlamentarische Repräsentation Ursprünge, die bis zur Magna Carta zurückreichten, dem »Großen Freibrief«, den der englische König Johann Ohneland 
1215 auf Druck des Adels unterzeichnet hatte und der im Großen und Ganzen festhielt, dass der Herrscher nicht über dem Gesetz stand. Wenn die Krone ihren Untertanen Eigentum entzog – also auch Geld –, musste sie sich der Zustimmung der Betroffenen versichern. Die Untertanen wählten Abgeordnete ins Parlament, die ihre Interessen vertraten, und diese entschieden, ob sie einer Steuer zustimmen wollten oder nicht.

Unter Berufung auf diesen alten Rechtsgrundsatz protestierten die Amerikaner gegen die neuen Handelsgesetze. Daraufhin warfen britische Beamte ihnen Heuchelei vor – die Kolonisten wollten nur, so hieß es, weiter schmuggeln. Und außerdem sei die Steuer ja nicht hoch. Doch John Dickinson, ein Revolutionsführer aus Pennsylvania und künftiger Gouverneur von Delaware, führte das Prinzip in seiner berühmten Briefreihe »Letters from a Farmer in Pennsylvania« (1767/68) aus: Es komme nicht darauf an, wie hoch oder niedrig die Steuer sei; es gehe vielmehr um einen höheren Rechtsgrundsatz. Die Vorschriften zum Handel seien ungerechtfertigt, weil sich die Monarchie ohne Zustimmung der Volksvertreter ihrer Rechenschaftspflicht entziehe und tyrannisch und willkürlich werde.

In den 1770er-Jahren bestätigten die Briten diese Befürchtungen der Amerikaner. Sie schickten Truppen, um Boston zu besetzen, und gingen hart gegen Proteste vor. So kam es zur Unabhängigkeitserklärung von 1776. Der Rest ist Geschichte.

Das Gesetz der unbeabsichtigten Folgen

Ich habe von berühmten Führungsfiguren der Revolution wie Jefferson, Washington und Dickinson gesprochen. Doch einer der großen Vorteile der Revolution für die Vereinigten Staaten bestand darin, dass sie wohlhabende, unternehmerisch denkende Amerikaner, die sowohl von Grundsätzen als auch von Eigennutz geleitet waren, mit einfachen Amerikanern zusammenbrachte, die ebenfalls hofften, ihre wirtschaftliche Lage zu verbessern – und zugleich demokratische Prinzipien hinsichtlich ihrer eigenen Rolle in der Regierung vertraten. Trotz der natürlichen Spannungen zwischen diesen Gruppen hing der Erfolg der Revolution letztlich von beiden ab. Auf dem Weg zur Unabhängigkeit durchliefen alle Teile der amerikanischen Gesellschaft soziale Umwälzungen, wie sie in Europa noch unbekannt waren.

Ausgehend von der alten Tradition der Magna Carta – Repräsentation schützt Eigentum vor der Macht des Souveräns –, waren die wohlhabenden amerikanischen Gründerväter der Ansicht, dass Rechte an Eigentum gebunden seien; deshalb durften Amerikaner ohne ausreichenden Besitz nicht an Wahlen teilnehmen. Die Kolonien und später die Bundesstaaten hatten Gesetze, die der Mehrheit der Bevölkerung das Wahlrecht und den Zugang zu öffentlichen Ämtern verwehrten. John Adams 
legte diese Theorie in seiner 1776 erschienenen Schrift Thoughts on Government dar. In diesen »Gedanken zur Regierung« vertrat er die Auffassung, dass der Wähler ein persönliches Interesse an politischen Entscheidungen haben müsse. Repräsentative Politik beruhe auf dem unabhängigen Urteil des Wählers. Frauen, Kinder und Menschen ohne Eigentum seien abhängig: Ehefrauen von ihren Männern, Kinder von ihren Eltern, Arme von ihren Grundherren. Wenn sie wählen dürften, würden sie so abstimmen, wie es ihnen gesagt würde. So könne eine Demokratie nur dazu führen, dass ein korrupter politischer Machtapparat entstehe.

(Bekanntlich bat Abigail Adams 
ihren Mann in einem Brief, bei der Gründung eines unabhängigen Staates auch an die Frauen zu denken – »remember the ladies« – und solch unbegrenzte Macht nicht in die Hände der Ehemänner zu legen. Seine Antwort war im Grunde genommen ein Nein.
[5])

Die wohlhabenden Revolutionäre glaubten, wie Adams, an eine (im ursprünglichen Sinne) republikanische Staatsform. Genau das legten sie in der Verfassung an. Eines ihrer Vorbilder, das antike Rom, war eine Republik – res publica, eine »öffentliche Angelegenheit« – mit einer repräsentativen Regierung für eine bestimmte Schicht des Volkes.

Und doch entwickelte sich im Laufe der Zeit eine Regierung, die sich um die Interessen der arbeitenden Bevölkerung kümmerte.

Wie kam es dazu?

Ein weiteres wichtiges Thema dieses Buches: unbeabsichtigte Folgen.

Geschichte, der Verlauf von Geschichte, ist, wie gesagt, holprig, das liegt in ihrem Wesen. Und Amerika ist von Natur aus ein Chaos. Ein inspiriertes Chaos – manchmal. Ja, es kann sogar ein schönes Chaos sein, und hier ist ein Beispiel dafür: Die Tatsache, dass die berühmten Gründerväter keine Demokraten (im ursprünglichen Sinne) waren, war nicht unbedingt der entscheidende Aspekt der Gründung der Vereinigten Staaten. Schon sehr früh wurden Keime gelegt – neue Ideen zur Selbstbestimmung und Gleichheit normaler Menschen –, die den Gründervätern vielleicht nicht gefallen hätten. Doch aus diesen Keimen entstand Demokratie, die Herrschaft des Volkes.

Meritokratie versus Aristokratie

Sie waren gegen Demokratie – und doch waren die Gründerväter für Meritokratie. Sie wollten, dass ihre Kolonien und später die Regierungen auf Ebene der Bundesstaaten und des Bundes von Menschen geführt wurden, die fähig und engagiert waren – und nicht, wie es in Großbritannien oft der Fall war, von Personen, die Machtpositionen und Reichtum nur geerbt hatten.

Auch dieses meritokratische Ideal hatte in vielerlei Hinsicht mit Geld zu tun. Die führenden Köpfe der Gründungszeit hatten Unternehmergeist. Sie betrachteten das Streben nach Wohlstand als etwas Ehrenhaftes, finanziellen Erfolg als Zeichen von Einsatz und Tatkraft. Da sie großen Wert auf persönliche Unabhängigkeit legten, waren sie misstrauisch gegenüber autoritären Systemen, die die dynastischen Hierarchien begünstigten, gegen die sie rebelliert hatten.

Als Präsident verzichtete George Washington 
darauf, eine Monarchie zu begründen, und legte sein Amt nach seiner zweiten Amtszeit nieder. Die Verfassung schloss eine erbliche Herrschaft aus, trennte die Staatsgewalten und unterwarf sie gegenseitiger Kontrolle. Die Institutionen des Landes wurden dezentral strukturiert.

Und doch wurden wir vereint – und zwar durch Geld. Die Verfassung untersagte den Bundesstaaten, eigene Papierwährungen auszugeben, und Alexander Hamilton, der erste US-Finanzminister, überzeugte den Kongress, eine Nationalbank zu gründen, deren Banknoten ausreichend durch Gold und Silber gedeckt waren und als einheitliche, stabile Währung dienen konnten.

Und zwischen den Bundesstaaten darf frei gehandelt werden. In der Zeit zwischen Unabhängigkeitserklärung und Verabschiedung der Verfassung hatten die Bundesstaaten einander mit Zöllen belegt. Es war ein genialer Schachzug, nun auch zollfreien Handel über Staatsgrenzen hinweg zu erlauben. Ich meine, die Bedeutung des freien Handels als zentraler Faktor für das erstaunlich schnelle Wirtschaftswachstum des Landes wird weithin unterschätzt.

Im September 1987, am Tag vor meiner ersten Vorlesung in Verfassungsrecht, gab uns der bekannte Rechtswissenschaftler Laurence Tribe 
die Verfassung als Lektüre auf. Am nächsten Tag wollte er von uns wissen, was wir für das Wichtigste an der Verfassung hielten.

»Was fanden Sie besonders bemerkenswert?«, fragte er.

Ein paar Leute sagten: »der Erste Verfassungszusatz«, »der Zweite Verfassungszusatz« und so weiter.

Dann sprach Tribe mich direkt an: »Mr. Scaramucci?«

»Die Commerce Clause«, antwortete ich.

»Die Commerce Clause«, wiederholte er.

»Ja, die Commerce Clause. Sie ist mit Abstand die wichtigste Klausel«, bekräftigte ich und erklärte, warum. Die Commerce Clause schaffe eine Freihandelszone zwischen den 13 Gründerstaaten. Kein Bundesstaat könne seine eigenen Märkte schützen, sodass wir, als die Vereinigten Staaten sich über weite Teile des Kontinents ausdehnen und bis zum Pazifik und zum Golf von Mexiko vordringen würden, das erreichten, wofür Europa ein Jahrtausend brauchen werde: einen riesigen Binnenmarkt mit einer einheitlichen Währung – und zwar schon lange vor Einführung des Euro.

Doch es geht noch tiefer, denn ein Grund dafür, dass es in den USA hauptsächlich um Geld geht, hat mit Freiheit zu tun – mit bürgerlichen Freiheiten. In dieser Hinsicht neigen wir dazu, uns etwas vorzumachen. Ich glaube nicht, dass wir unsere Freiheiten der Magie der Menschenrechte verdanken. Ich glaube, dass wir unsere Freiheiten unserem Wohlstand verdanken.

Wie der Großinquisitor in Dostojewskis Die Brüder Karamasow Christus sinngemäß erläutert: Solange man die Menschen satt mache, könne man ihnen etwas abverlangen, sie sogar unterdrücken.

Fast sechs Milliarden Menschen leben heute unter autokratischen Regimen: in China, Russland sowie großen Teilen Südamerikas und Afrikas.
[6] Es gab einen historischen Moment, in dem sich manche Regionen der Welt in Richtung repräsentativer Regierungsformen entwickelten, in denen die Menschen sich selbst regieren – ganz im Sinne von Abraham Lincoln, John Locke, John Stuart Mill, Thomas Jefferson, Benjamin Franklin und anderen –, doch dieser Prozess muss nicht von Dauer sein. Wenn die Menschen kein Brot mehr haben und man ihnen sagt: »Dann sollen sie doch Kuchen essen!«, wie das die letzte französische Königin Marie-Antoinette angeblich getan hat, werden sie den Palast in Brand setzen. Einer der Ursprünge des demokratischen Gedankens liegt im antiken Athen, als Staatsmann und Gesetzgeber Solon 
seinen aristokratischen Standesgenossen vorhielt: Wir eignen uns einen zu großen Teil der ökonomischen Renten, der Übergewinne, an. Wenn ihr dem Volk kein Mitspracherecht einräumt, wenn es also kein Mindestmaß an Repräsentation gibt, wird es rebellieren und das ganze System stürzen. Und fast 2400 Jahre später schufen die amerikanischen Gründerväter durch die Interstate Commerce Clause in der Verfassung ein flexibel erweiterbares System, das darauf abzielte, einen einheitlichen Binnenmarkt zu schaffen, in dem kein Bundesstaat seine eigenen wirtschaftlichen Dynamiken abschotten oder dem Markt vorenthalten konnte. Das förderte das Entstehen von Wohlstand in einem noch nie gekannten Ausmaß – und zwar genau der Art von Wohlstand, auf die Repräsentation und Freiheit angewiesen sind.

Übrigens sah Professor Tribe 
das anders als ich. Er sagte, das Wichtigste in der Verfassung sei der Vierte Verfassungszusatz (Schutz vor staatlicher Willkür).

Aber damals wollte ich denselben Punkt machen wie heute Ihnen gegenüber. Aus meiner Sicht hat der in unserer Verfassung verankerte einheitliche Binnenmarkt eine neue und ganz eigene nationale Kultur hervorgebracht – mal ungehobelt und rebellisch, mal puritanisch und verantwortungsbewusst. Sie entwickelte sich im Laufe des 19. und 20. Jahrhunderts auf eine Weise, die von den Gründervätern nicht vorhergesehen werden konnte, aber durch die von ihnen geschaffenen Rahmenbedingungen für ein rasches Wirtschaftswachstum beflügelt wurde. Es eröffneten sich ganz neue Dimensionen von Chancen, mit weitreichenden Folgen für das Wirtschaftswachstum und die zunehmende Macht der Vereinigten Staaten.

So kam es – ganz nach der guten alten amerikanischen Tradition, dass Geld und Prinzipien Hand in Hand gehen – zum Aufstieg des amerikanischen Arbeiters im 19. Jahrhundert und zum Siegeszug des American Dream im 20. Jahrhundert.







2 
Der Aufstieg des amerikanischen Arbeiters

Ich habe schon erwähnt, dass ich den Verlauf der Geschichte für holprig halte.

Und dass aus meiner Sicht Amerika ein einziges Chaos ist.

Ein inspiriertes, ja sogar schönes Chaos – aber wie man es dreht und wendet: Es ist unser Chaos. Wenn wir dieses Land retten wollen, müssen wir dieses Chaos lieben. Aber natürlich müssen wir auch realistisch bleiben. Ich halte dieses Buch für realistisch. Wir dürfen kritisch sein. Aber genau das ist ein Beweis für Liebe.

Wie der American Dream geschaffen wurde

Angesichts all der Holprigkeit und des Chaos ist es kein Wunder, dass der Aufstieg des amerikanischen Arbeiters nicht reibungslos, ordentlich und geradlinig verlief. Das hier ist Amerika – es wird niemals Dänemark sein. Entscheidend ist, dass dieser Aufstieg stattgefunden hat und das Land reich, mächtig und sogar stabil gemacht hat.

Im Laufe dieser Entwicklung wurden unser nationaler Wohlstand und unser Glück von Systemen abhängig, die in den vergangenen 30 Jahren – von Demokraten wie Republikanern – untergraben wurden, was in die heutige nationale Notlage führte. Bevor wir uns ansehen, auf welche Weise diese Systeme erodiert sind – mit so verheerenden Folgen wie dem Aufstieg Trumps –, müssen wir verstehen, wie die amerikanische Arbeiterschaft und das amerikanische Kapital zu einem für beide Seiten vorteilhaften Arrangement fanden, das eine offene Revolution in diesem Land verhinderte.

Das Amerika, in dem ich aufwuchs, war ein Produkt dieses Arrangements. Es war keineswegs perfekt, ganz und gar nicht. Ich bin unter ärmlichen Verhältnissen in einem Arbeiterhaushalt aufgewachsen, der von ständigen Geldsorgen geplagt war. Dennoch ist meine Familie ein gutes Beispiel für die Hoffnung auf Erfolg, die dieses Land möglich gemacht hat – eine Hoffnung, die wir inzwischen verloren haben. Mein Vater war Kranführer und Mitglied einer starken Gewerkschaft. Er war ein zäher, hart arbeitender Mann der alten Schule, der vieles für sich behielt.

Und doch hatte er Aufstiegshoffnungen. Derselbe Mann heute – in einem harten Job für wenig Geld, vielleicht sogar in zwei oder drei Jobs zugleich, ohne jede Sicherheit, möglicherweise sogar arbeitslos – hat keine Zukunftsperspektive mehr. Er ist verzweifelt.
...
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